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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der EWG für eine Ver- 
ordnung des Rats zur Durchführung einer Lohnerhebung in der 
Industrie — Jahr 1966 — 

— Drucksache V/628 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmidhuber 


Die von der Kommission der EWG vorgeschla- 
gene Verordnung zur Durchführung einer Lohn- 
erhebung in der Industrie, die dem Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit Schreiben 
des Herrn Präsidenten vom 20. Mai 1966 mit Frist 
bis zum 30. Juni 1966 zugewiesen wurde, will er- 
reichen, daß innerhalb der EWG verbindliche und 
zwischen den Ländern vergleichbare Angaben über 
die Arbeitskosten und die Arbeitnehmer ermittelt 
werden. Die bisher durchgeführten Erhebungen sind 
nur in einer begrenzten Zahl von Industriezweigen 
durchgeführt und fortgeschrieben worden. Wegen 
der sich ständig ändernden Verhältnisse waren 
diese Angaben deshalb mit einer gewissen Un- 
sicherheit belastet. Die Erhebung, die als Repräsen- 
tativerhebung durchgeführt wird, soll alle Indu- 
striezweige erfassen. Von der Erhebung werden 
Unternehmungen mit mindestens 50 Arbeitnehmern 
(in Luxemburg 20 Arbeitnehmer) betroffen. Es ist 
daran gedacht, diese Erhebungen alle drei Jahre 
durchzuführen. 


Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen hat gegen die Maßnahme keine grundsätz- 
lichen Bedenken. Er hält es nur im Interesse einer 
Vergleichbarkeit für erforderlich, daß eine einheit- 
liche Erfassung der Unternehmen, insbesondere in 
bezug auf die zu erfassenden Unternehmensgrößen, 
gewährleistet wird, d. h. daß für alle Länder die 
gleichen Kriterien gelten sollen. 

Der Ausschuß teilt im übrigen die Bedenken des 
Bundesrates, wonach es nach dem EWG-Vertrag 
nicht zulässig ist, daß Organe der EWG die An- 
wendung innerstaatlicher Strafvorschriften vor- 
schreiben. Aus diesem Grunde empfiehlt der Aus- 
schuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen der 
Bundesregierung, Bedenken gegen Artikel 7 Ab- 
satz 2 des Verordnungsvorschlages in Brüssel vor- 
zutragen. Im übrigen hat der Ausschuß festgestellt, 
daß die nationalen Vorschriften nicht ausreichen, 
um Verstöße im Rahmen dieser Erhebung ahnden 
zu können, deshalb wird empfohlen, die Bundes- 
regierung zu bitten, zum Schutz der Betroffenen die 
notwendigen Rechtsvorschriften zu erlassen. 


Bonn, den 16. Juni 1966 


Schmidhuber 

Berichterstatter 


Aüsschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von der Verordnung — Drucksache V/628 — 

Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

a) bei den Verhandlungen im Ministerrat in 
Brüssel klarzustellen, daß die Verordnung 
die Anwendung innerstaatlicher Strafvor- 
schriften nicht vorschreiben kann (Artikel 7 
Abs. 2), 

b) dafür zu sorgen, daß eine einheitliche Erfas- 
sung aller Unternehmen, insbesondere in be- 
zug auf die zu erfassenden Unternehmens- 
größen gewährleistet wird, 

c) zum Schutz der Betroffenen die notwendigen 
nationalen Rechtsvorschriften zu erlassen, 
um Verstöße im Rahmen der Durchführung 
einer Lohnerhebung in der Industrie ahnden 
zu können. 


Bonn, den 16. Juni 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h, c. Menne (Frankfurt) Schmidhuber 

Vorsitzender Berichterstatter 
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